
klagten keine Anknüpfungspunkte für die Ausgestal
tung der Bürgschaft ergaben, darüber hinaus die Bri
gade aber auch kaum Möglichkeit gehabt hätte, darüber 
zu wachen, ob der Angeklagte seine Pflichten auf dem 
Gebiet des Gesundheits- und Arbeitsschutzes erfüllt.
Bei Verfahren wegen Verletzung der Bestimmungen 
über den Gesundheits- und Arbeitsschutz sollte auf 
Grund der Art des Delikts, der jeweiligen konkreten 
Ursachen und Bedingungen sowie der Schuldform nur 
dann auf die Übernahme einer Bürgschaft durch das 
Kollektiv orientiert werden, wenn die Verletzung der 
Arbeitsschutzbestimmungen auf einer allgemeinen oder 
wiederholt beobachteten nachlässigen Einstellung des 
Täters zu seinen gesellschaftlichen Pflichten beruht.
Die Notwendigkeit des Ausspruchs der Verpflichtung, 
den Arbeitsplatz nicht zu wechseln, muß unter diesen 
Aspekten ebenfalls sehr sorgfältig geprüft werden, 
weil in der Regel diese Delikte von Tätern begangen 
werden, die ihre sonstigen Arbeitspflichten vorbildlich 
erfüllen und als leitende Mitarbeiter eine enge Ver
bindung zu ihrem Betrieb haben. Die Arbeitsplatzver
pflichtung wird in diesen Fällen nur dann erforderlich 
sein, wenn der Täter aus dem Kollektiv ausscheiden 
will, um sich dessen Einflußnahme zu entziehen.
Da die Verletzung von Bestimmungen des Gesundheits
und Arbeitsschutzes die Werktätigen des Betriebes zu
meist sehr stark bewegt und das Kollektiv, aus dem 
der Angeklagte kommt, unmittelbar berührt, wird — 
wenn es das Kollektiv für erforderlich hält — oft ein 
gesellschaftlicher Ankläger oder Verteidiger mitwirken. 
Folgendes Beispiel zeigt aber eine Problematik, die be
achtet werden muß:
In einem Verfahren gegen den Leiter eines Meister
bereichs wegen Verletzung der Bestimmungen über den 
Gesundheits- und Arbeitsschutz wurde vom Kollektiv 
der dem Angeklagten übergeordnete Obermeister als 
gesellschaftlicher Verteidiger benannt. Aus den Akten 
ergab sich aber, daß der Obermeister den Meister
bereichsleiter bei dessen Einsetzung nicht eingewiesen 
und somit ebenfalls seine Pflichten verletzt hatte. Die
ses Verhalten hatte mit zu den Pflichtverletzungen des 
Angeklagten beigetragen. Die Bedenken des Gerichts 
gegen die Mitwirkung dieses Bürgers als gesellschaft
licher Verteidiger waren begründet, da die Annahme 
nähelag, daß er an der Aüfklärung bestimmter, den 
Angeklagten entlastender Umstände nicht interessiert

sein könnte. Nach einer Aussprache mit dem Kollektiv 
nahm dieses von der Berufung des Kollegen Abstand; 
anderenfalls hätte der Antrag auf Zulassung abgelehnt 
werden müssen.

Die Auswertung des Verfahrens
E t z o l d / W i t t e n b e c k  haben bereits darauf hin
gewiesen, daß es bei der Auswertung der hier in Rede 
stehenden Verfahren notwendig ist, „durch Ausspra
chen, Foren, Artikel in der Tages- und Fachpresse oder 
durch andere geeignete Methoden das Verständnis für 
die im Verfahren behandelten Probleme zu vertiefen 
und weitere Fragen zu erläutern, die aus bestimmten 
Gründen nicht oder nicht umfassend behandelt werden 
konnten“2. Daß dazu auch die Betriebszeitungen beson
ders geeignet sind, soll hier nachgetragen werden, zumal 
auch die Gerichte das in den meisten Fällen übersehen.
In der Regel sollten nach der Urteilsverkündung Aus
sprachen und Foren — gegebenenfalls mit einem diffe
renzierten Teilnehmerkreis — durchgeführt werden. In 
der Praxis des 2. Strafsenats des Obersten Gerichts hat 
es sich bewährt, im Anschluß an die Urteilsverkündung 
Foren durchzuführen, die zu einer Vertiefung der Er
kenntnisse hinsichtlich der Pflichten aller Werktätigen 
im Gesundheits- und Arbeitsschutz und zur Beantwor
tung von Fragen der Werktätigen führen. In speziel
len Beratungen mit den leitenden Mitarbeitern der Be
triebe und den übergeordneten Organen gab der Senat 
konstruktive Hinweise zur Verbesserung der Leitungs
tätigkeit und zur Überwindung der Mängel im Gesund
heits- und Arbeitsschutz. Dadurch wurde erreicht, daß 
die leitenden Mitarbeiter bereits Schlußfolgerungen hin
sichtlich der Beseitigung der bestehenden Mängel zogen. 
Derartige Beratungen dürfen aber nicht dazu führen, 
daß das Gericht den betreffenden Staats- und Wirt
schaftsfunktionären die Verantwortung für die richtige 
Organisierung des Produktionsablaufes und die damit 
im Zusammenhang stehenden Sicherheitsmaßnahmen 
abnimmt. Dazu ist das Gericht weder befugt noch in 

x der Lage.
Die Verletzung von Bestimmungen des Gesundheits
und Arbeitsschutzes ist in verschiedenen Betrieben kein 
Einzelfall. Wenn die Gerichte das feststellen, sind sie 
verpflichtet, Gerichtskritik zu üben und die Beseitigung 
der Gesetzesverletzungen zu verlangen.

2 Etzold/Wittenbeck, a. a. O.
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Arbeitsschutz und materielle Verantwortlichkeit des Betriebes

Untersuchungen in einigen Betrieben haben gezeigt, 
daß es über die materielle Verantwortlichkeit des Be
triebes für Verletzungen seiner Pflichten aus dem Ge
sundheits- und Arbeitsschutz noch sehr unterschiedliche 
Auffassungen gibt. Die Durchsetzung der im § 98 GBA 
enthaltenen Rechte und Pflichten der Partner des Ar
beitsrechtsverhältnisses ist allgemein unbefriedigend. 
Die Rechtspflegeorgane müssen deshalb stärker darauf 
hinwirken, daß über die materielle Verantwortlichkeit 
des Betriebes allseitig Klarheit erzielt wird.
Die Anzahl der gerichtsanhängig gewordenen Streitfälle 
zu § 98 GBA ist im Vergleich zu der Anzahl der Ar
beitsunfälle überaus niedrig. Das liegt vor allem daran, 
daß die meisten Werktätigen nicht wissen, welche 
Rechte und Ansprüche sie aus einem erlittenen Arbeits
unfall besitzen. Die ungenügende Kenntnis des Rechts ist 
häufig auch bei Wirtschafts- und Gewerkschaftsfunk
tionären und Mitgliedern von Konfliktkommissionen

anzutreffen. Die rechtspropagandistische Tätigkeit zur 
Popularisierung des § 98 GBA muß deshalb verbessert 
werden. Damit zugleich muß die Antragsideologie über
wunden werden.

Die „Antragsideologie“ überwinden
Die betrieblichen Wirtschafts- und Gewerkschaftsfunk
tionäre dürfen nicht abwarten, „ob der Kollege einen 
Schadenersatzantrag nach § 98 GBA stellt“. Es sollte 
nicht Vorkommen, daß ein Werktätiger wegen recht
licher Unkenntnis keinen Antrag stellt und seiner 
Rechte verlustig geht.
Eine Schmälerung der Rechte der Werktätigen, die 
durch einen Arbeitsunfall geschädigt worden sind, darf 
nicht hingenommen werden. Manche Funktionäre lassen 
sich dabei auch noch von einer falschen Auffassung 
des Sparsamkeitsprinzips leiten. Mit aller Entschieden
heit muß daher betont werden, daß die „Antrags-
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